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Nachschlagewerk: ja 
BGHZ: nein

VO PR 66/50 über die Gebühren für Architekten; GOA § 19

Der Architekt darf die Mehrwertsteuer in Rechnung 
stellen, wenn er gleichzeitig in seiner Gebühren­
rechnung einen den Mehrwertsteuerbetrag überstei­
genden prozentualen Nachlaß auf den von ihm nach 
der Gebührenordnung für Architekten berechneten 
Gesamtbetrag gewährt.
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BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES
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VII ZR 109/73 URTEIL Verkündet am
10. Juli 1975 
S c h o r m 
Justizhauptsekretär
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

des Karl Z > Inhaber eines Vulkanisier-
Maschinenbau-Untemehmens, M f l H H H H »  KÄÄstraße

Beklagten, Viderklägers, Berufungs­
klägers und Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigtes Rechtsanwälte Prof.Dr.Dr. 
und Prof. Dr. -

g e g e n

den Architekten Ludwig
Straße

»

Kläger, Widerbeklagten, Berufungs­
beklagten und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Freiherr v.
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Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 10. Juli 1975 durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Vogt sowie die Richter 
Erbel, Dr.Girisch, Meise und Bliesener

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des 
8. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in München 
vom 23. Februar 1973 wird auch insoweit zurück­
gewiesen, als über sie durch den Beschluß des 
Senats vom 24. April 1975 noch nicht entschie­
den worden ist.

Der Beklagte hat die Kosten des gesamten Revi­
sionsverfahrens zu tragen.

Von Rechts wegen 

Tatbestand

Der Kläger hat in seiner Architektengebühren­
rechnung vom 9. März 1970 über 59.638,50 DM dem Be­
klagten einen Nachlaß von 10 % eingeräumt und 5,5 % des 
verbleibenden Betrags als Mehrwertsteuer eingesetzt.
Den sich so ergebenden Betrag von 56.626,75 DM nebst 
Zinsen hat er eingeklagt.

Das Landgericht hat die Gebührenforderung nur in 
Höhe von 49.588,50 DM für begründet erachtet, hiervon 
10 % abgesetzt, 5,5 % des verbleibenden Betrags hinzu­
gerechnet lind dem Kläger 47.084,28 DM nebst Zinsen zu-
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erkannt« Die Berufung des Beklagten hatte keinen Er­
folg. Seine Revision hat der Senat durch Beschluß 
(Teilentscheidung) vom 24. April 1975 in Höhe von 
44.629,65 DM nebst Zinsen zurückgewiesen.

Der Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen, so­
weit über die Revision noch nicht entschieden worden 
ist. Der Kläger bittet, die Revision auch insoweit 
zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe

I.

Zu entscheiden ist nur noch, ob der Kläger den 
Mehrwertsteuerbetrag in Rechnung stellen durfte, sowie 
über die Kosten des gesamten Revisionsverfahrens.

II.

In dem Architektenvertrag der Parteien wurde ein 
Nachlaß auf das dem Kläger zustehende Honorar nicht 
vereinbart. Mangels einer vertraglichen Verpflichtung 
stand es dem Kläger frei, ob und in welcher Höhe er 
dem Beklagten einen Nachlaß auf das Architektenhonorar 
gewähren wollte. Im Ergebnis hat er dem Beklagten einen 
um die Mehrwertsteuer verminderten Nachlaß eingeräumt, 
denn der 10 %ige Nachlaß auf die Architektengebühren 
ergibt einen höheren Betrag als der in Rechnung ge­
stellte Mehrwertsteuerbetrag. Der Kläger hätte die Mehr­
wertsteuer nur dann nicht in Rechnung stellen dürfen, 
wenn ihr Betrag höher wäre als 10 % der ihm zustehenden
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Architektengebühr; denn dann wäre das nach der Ge­
bührenordnung für Architekten zu berechnende Honorar 
als Höchstpreis i.S. der VO PR Nr. 66/50 vom 13. Okto­
ber 1950 (BGH NJW 1961, 2306) überschritten worden.
Die Entscheidung entspricht damit dem Urteil des Senats 
vom 12. Juni 1975 - VII ZR 168/73 wonach eine ver­
traglich vorgesehene Berechnung der Mehrwertsteuer dann 
zulässig ist, wenn ein gleichzeitig vereinbarter Nach­
laß auf das Architektenhonorar einen höheren Betrag er­
gibt als die Mehrwertsteuer ausmacht, somit das nach 
der Gebührenordnung für Architekten zulässige Honorar 
im Ergebnis nicht überschritten wird.

III.

Die Revision des Beklagten ist daher auch insoweit 
unbegründet, als sie sich gegen die Inrechnungstellung 
der Mehrwertsteuer wendet.

Nach § 97 ZPO hat der Beklagte die Kosten des ge­
samten Revisionsverfahrens zu tragen.

Vogt Erbel Girisch
Meise Bliesener
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